Achtung: Gentechnikgesetz soll aufgeweicht werden

Zukünftig sollen nur noch Teilangaben der Anbauflächen veröffentlicht werden.

In einem Kompromiß haben sich SPD und Grüne auf eine fundamentale Änderung des Gentechnikgesetzes geeinigt. Morgen, am Mittwoch dem 16.3.2005 soll diese Einigung im Verbraucherausschuß des Bundestages beschlossen werden und dann am Freitag dem 18.3.2005 in 2. und 3. Lesung im Bundestag mit Kanzlermehrheit beschlossen werden. Mit der Änderung würden Flächeneigner, Nachbarn und Imker nur noch über aufwendige behördliche Prüfverfahren Informationen über die genaue Lage eines Gen-Ackers erhalten. Die Öffentlichkeit würde über die genaue Lage keine Informationen mehr erhalten. Greenpeace fordert SPD und Grüne auf diese Entscheidung sofort rückgängig zu machen. 

„Die Gehälter von Spitzenmanagern sollen öffentlich gemacht werden, nicht aber die genauen Anbauflächen von Gen-Pflanzen“, protestiert Henning Strodthoff, Gentechnikexperte für Greenpeace. „Damit wird der Schutz der gentechnikfreien Landwirtschaft massiv erschwert.“ Nach internen Informationen soll zukünftig der Anbauort und die Gemarkung veröffentlicht werden. Gemarkungen erstrecken sich aber häufig über mehrere Quadratkilometer und umfassen häufig weit über 100 Flurstücke. Bei dem Anbau 2005 wären mit dieser Regelung beispielsweise tausende Eigner gezwungen den Gang durch den Behördendjungel anzutreten, um Klarheit zu erhalten.

Diese Regelungen stehen auch im Gegensatz zur europäischen Rahmenrichtlinie 2001/18. Dort wird die Veröffentlichung des „Standort der angebauten GVO“ gefordert. Im Englischen ist klarer die „location“ genannt. Die Richtlinie fordert also die Veröffentlichung der genauen Ortsbezeichnung. Ein öffentliches Anbaukataster gibt es auch beispielsweise in Österreich und Spanien.

Bitte unterstützen Sie den Protest gegen diese Gen-Politik der Bundesregierung. 

Schreiben Sie umgehend an

Renate Künast, zuständige Bundesministerin

Franz Müntefering, Fraktionsvorsitzender der SPD

Gerhard Schröder, Bundeskanzler

Frau Dr. Däubler-Gmelin, Ausschußvorsitzende im Bundestag 

renate.kuenast@bundestag.de ; poststelle@bmvel.bund.de
franz.muentefering@bundestag.de
internetpost@bundeskanzler.de
herta.daeubler-gmelin@bundestag.de
